
keit zu gewährleisten und das Vertrauen der Werk­
tätigen zur Staatsanwaltschaft zu stärken. Ich weiß, 
daß dieses aktive Eingreifen in den Arbeitsschutz 
manchen Staatsanwälten zu weit ging; es war und ist 
vielleicht auch noch die Meinung vorhanden, dafür sei 
die Arbeitsinspektion vorhanden und das gehe die 
Staatsanwaltschaft nichts an. Sache des Staatsanwalts 
sei es, tätig zu werden, wenn die Arbeitsschutzinspek­
tion einen Strafantrag stelle. Mit solchen Ansichten 
muß radikal Schluß gemacht werden. Wer so denkt, hat 
m. E. die neue Aufgabe der Staatsanwaltschaft, Hüter 
der Gesetzlichkeit unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht 
zu sein, noch nicht erkannt. Die Durchführung von 
Strafverfahren kann zweifellos nur noch ein ganz be­
stimmter Teil der Tätigkeit des Staatsanwalts sein, und 
zwar ein Teil, der immer kleiner werden muß. Deshalb 
betrachten wir es gerade auf dem Gebiet des Arbeits­
schutzes schon als eine ernste Kritik an uns selbst, 
wenn es zu einem Betriebsunfall kommt, der zu einer 
gerichtlichen Bestrafung führen muß. Ohne die große 
erzieherische Bedeutung einer gerichtlichen Bestrafung 
zu verkennen, sollte sich doch kein Staatsanwalt mehr 
der gefährlichen Illusion hingeben, daß allein durch 
Bestrafung die Sicherheit unserer Werktätigen garan­
tiert und ihnen Gesundheit, Arbeitskraft und Leben 
erhalten werden könnte.

Die Arbeitsschutzwochen des FDGB, während der ich 
Aussprachen mit fast 250 Meistern und anderen leiten­
den Kollegen von volkseigenen Betrieben durchführte, 
bewiesen u. a. auch, wie sehr gerade diese Klarstellung 
dazu beigetragen hat, ein festes Vertrauensverhältnis 
zwischen den Verantwortlichen unserer Betriebe und 
der Staatsanwaltschaft zu schaffen und die Einhaltung 
der Arbeitsschutzgesetze zu garantieren.

Die Aufklärung auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
ist jedoch durchaus nicht nur im Sinne vorbeugender 
Tätigkeit auf strafrechtlichem Gebiet von Bedeutung. 
Auch das hat sich während der Durchführung der Ar­
beitsschutzwochen des FDGB herausgestellt.

So zeigten besonders die Aussprachen über Wege­
unfälle, daß die örtlichen Räte noch oft Beschwerden 
der Werktätigen und selbst schriftliche Beschwerden 
der Betriebe über schlechte Straßenverhältnisse, zu 
spätes Streuen während der Wintermonate, fehlende 
Straßenbeleuchtung und andere Mißstände entweder 
völlig unbeachtet oder zum mindesten wochenlang un­
beantwortet lassen. — Die Aussprache im VEB Meß­
gerätewerk in Zwönitz ergab u. a., daß sich die Reichs­
bahn in einem Fall hinter formalen und bürokratischen 
Einwänden verschanzte und trotz ständiger Beschwer­
den der Werktätigen eine Gefahrenstelle am Bahnhof 
nicht beseitigte.

Im VEB Halbzeugwerk Auerhammer wurde bisher 
der „Tag des Meisters“ praktisch gar nicht durchge­
führt. Es fanden nur gelegentliche Aussprachen mit den 
Meistern statt, obwohl der Werksdirektor nach § 21 
der VO über die Rechte und Pflichten der Meister in 
den volkseigenen und gleichgestellten Betrieben gesetz­
lich verpflichtet ist, monatlich den „Tag des Meisters“ 
durchzuführen. — Im VEB Meßgerätewerk Zwönitz 
wird der „Tag des Meisters“ zwar durchgeführt, aber 
vom gesamten Werkleitungskollektiv nehmen nur der 
Direktor für Arbeit, der Hauptmechaniker und der 
Sicherheitsinspektor daran teil; alle anderen Werklei­
tungsmitglieder schicken Vertreter oder lassen sich auch 
noch nicht einmal vertreten.

In einer Tagung der Sicherheitsinspektoren von Be­
trieben des Maschinenbaues sah sich der Sicherheits­
inspektor des VEB Schnittwerkzeugebau Klingenthal 
gezwungen, den Kreisstaatsanwalt von Klingenthal zu 
kritisieren, weil dieser erst zugesagt hatte, im Betrieb 
über die Verantwortlichkeit der Meister zu sprechen, 
und sich dann ganz kurzfristig entschuldigte, so daß 
es nicht mehr möglich war, einen anderen geeigneten 
Kollegen für dieses Referat zu gewinnen. — Schließlich 
ergab sich auch noch, daß in allen Veranstaltungen, die 
der Leiter der Kreisarbeitsschutzinspektion und ich 
während der Arbeitsschutzwochen des FDGB besuchten, 
ausgerechnet die Vertreter des Gebietsvorstandes der 
zuständigen Industriegewerkschaft fehlten und z. B. in r 
einem Betrieb mit fast 1700 Beschäftigten während der 
ganzen Arbeitsschutzwochen gar nicht gewesen waren.

Gerade aus diesen Beispielen sollten edle Staatsan­
wälte erkennen, daß hier auch eine dankbare Aufgabe 
für die Allgemeine Aufsicht der Staatsanwaltschaft 
liegt und daß es zur Festigung des Vertrauens der 
Werktätigen zur Staatsanwaltschaft unter Umständen 
auch durchaus notwendig sein kann, energisch Kritik 
an Leitungen der Gewerkschaften oder einzelnen lei­
tenden Kollegen des FDGB zu üben.

Durch engste Zusammenarbeit der Organe des staat­
lichen Arbeitsschutzes, der gewerkschaftlichen Arbeits­
schutzorgane, der Betriebsleitungen, der Staatsanwalt­
schaft und der Mehrzahl aller Werktätigen war es im 
Kreis Aue möglich, das Jahr 1954 mit der niedrigsten 
Unfallquote des Bezirks abzuschließen. Wir betrachten 
es als Aufgabe der Kreisstaatsanwaltschaft, auch künf­
tig unermüdlich mit daran zu arbeiten, daß der Kreis 
Aue der Kreis mit den wenigsten Betriebs- und Wege- 
unfällen in unserer Republik wird.

WILLI SCHULZE,
Staatsanwalt des Kreises Aue

Schöffen erwarten eine ständige und gute 
Anleitung ihrer Arbeit

Vor wenigen Tagen ging im Justizministerium eine 
Zuschrift des Schöffen G. Kühn aus Karl-Marx-Stadt 
ein. Dieser Schöffe hatte an der Schöffenkonferenz eini­
ger Karl-Marx-Städter Kreisgerichte — Stadtbezirke II 
bis V — teilgenommen. Er kritisierte, daß hierbei zwar 
ein Vertreter der Justizverwaltungsstelle anwesend ge­
wesen sei, sich aber während der ganzen Konferenz im 
Hintergrund gehalten und erst ganz zuletzt einige 
Worte gesprochen habe, die sehr allgemeinen Charakter 
getragen hätten. Der Schöffe vermißte, daß die Justiz­
verwaltung konkrete Pläne zur Weiterführung und Ent­
wicklung, zur Unterstützung der Schöffentätigkeit gab. 
Er schloß seine Zuschrift wie folgt; „Abgesehen davon, 
daß ich der Meinung bin, daß die Justizverwaltungs- 
Stelle sich über das Zusammenwirken zwischen Gerich­
ten und Schöffen im Zuge der praktischen Arbeit ver­
gewissern sollte, schlage ich der Justizverwaltungsstelle 
Karl-Marx-Stadt vor, zur nächsten Schöffenkonferenz 
einen Kollegen zu delegieren, der auch in der Lage ist, 
diese Dienststelle entsprechend ihrem Charakter als 
übergeordnetes Organ würdig zu vertreten.“

Diese Kritik gibt zu denken, wenn wir uns noch fol­
gende Tatsachen vor Augen halten. Zum 10. Oktober 
sollten die Justizverwaltungsstellen einen Zwischen­
bericht darüber geben, wie sich die Schöffenschulung in 
den Bezirken entwickelt hat. Die Unterlagen hierüber 
sollten aus der Arbeit der Instrukteure genommen wer­
den, für die in der RV 2/55 angeordnet war, sich bei 
jeder Instruktion auch mit um den Stand der Schöffen­
arbeit und Schöffenschulung zu kümmern. Eine beson­
dere Berichtspflicht der Kreisgerichte über die Schöffen­
schulung besteht außerhalb der Halbjahresberichte nicht 
mehr. Darin, daß von den Justizverwaltungsstellen ein 
Zwischenbericht gefordert wird, liegt eine Überprüfung, 
ob sich die Instrukteure in Zusammenhang mit ihrer 
operativen Arbeit auch den Überblick über Entwicklung 
und Stand der Schöffenschulung verschaffen, ob sie die 
Arbeit des Gerichts auf diesem Gebiet richtig einechät- 
zen können.

Was ergab sich Mitte Oktober? Fast die Hälfte der 
Justizverwaltungsstellen hatte den Termin für diesen 
Bericht über den Stand der Schöffenschulunig überhaupt 
vergessen. Mit anderen Worten: die RV 2/55 war ab­
gelegt, und offenbar wollte man lediglich am Ende des 
Halbjahres die Ergebnisse statistisch mit erfassen- und 
weitermelden. Die Justizverwaltung Potsdam hatte so­
gar von sich aus wieder eine monatliche Berichtspflicht 
über die Schöffenschulung eingeführt — aber auch dort 
hatte man sich bei den Instruktionen nicht um die Sache 
gekümmert. Und weil nun trotzdem die Berichte nicht 
vollzählig eingingen, konnte man auch nur unvollstän­
dig berichten (zumindest glaubte man, dies genüge).

Wir führen diese Tatsachen an, weil sich hier bereits 
wieder die Unterschätzung der Arbeit mit den Schöffen 
zeigt. Und selbstverständlich muß der Instrukteur ge­
rade in diesen Fragen dem Gerichtsd'rektor und Richter 
Berater und Helfer sein können. Die Ende November 
und Anfang Dezember stattfindendem Schöffenkonfe­
renzen müssen auf jeden Fall ein Mindestmaß der Or-
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